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Seit 7. September haben die Gemeinden Aichkirchen, Bachmanning
und Neukirchen bei Lambach eine weitere Krabbelgruppe. Seit vielen
Jahren kooperieren die drei Wels-Land-Gemeinden bei der Kinderbe-
treuung und durch die stetig steigende Bevölkerung sind nun zusätzli-
che Plätze notwendig geworden. Die neue Gruppe für die neun Kinder
ist im Gemeindeamt Neukirchen bei Lambach situiert. Im Bild (v. l.) die
beiden Leiterinnnen Poldi Schoiswohl und Regina Feichtinger sowie
Bürgermeister Andreas Obermayr. Foto: Gemeinde

Krabbelgruppe im Gemeindeamt

Schwarz-Grün in
Bregenz ist Geschichte
Neuer SPÖ-Bürgermeister will keine Koalition
2005 wurde Bregenz
zur ersten österrei-
chischen Landes-
hauptstadt mit einer
schwarz-grünen Ko-
alition. Mit der Ab-
wahl von Bürger-
meister Markus Lin-
hart (Bild oben, ÖVP)
ist diese nun Geschichte, der
neue Stadtchef Michael Ritsch
(Bild unten, SPÖ) wird auf das
freie Spiel der Kräfte setzen
und — aufgrund der Mehr-
heitsverhältnisse — eine breite
Zusammenarbeit suchen müs-
sen. Im Mittelpunkt werden
seine Vorhaben zur Stadtent-
wicklung stehen.
Vorarlbergs Landes-
hauptmann und
ÖVP-Landespartei-
chef Markus Wallner
bezeichnete den
Wechsel des Bürger-
meisteramts in Bre-
genz von der ÖVP zur
SPÖ als „schmerz-

haft, da muss man
nichts beschönigen“.
Der Ansporn müsse
sein, „das in fünf Jah-
ren wieder zu ändern“,
und die Arbeit dafür
müsse heute begin-
nen. Einen durchgän-
gigen Trend gegen die

ÖVP konnte Wallner bei der
nun geschlagenen Vorarlberger
Gemeindevertretungs- und
Bürgermeisterwahl dennoch
nicht erkennen. „Mein Ein-
druck ist, dass es keinen be-
stimmenden Trend gab. Es ging
um lokale Themen und lokale
Kandidaten“, stellte der Lan-
deshauptmann fest. Die Wah-

len auf Lokalebene
seien offenbar völlig
entkoppelt gewesen
von Wahlgängen auf
Landes- oder Bundes-
ebene. „Es sind ganz
stark Persönlichkeits-
wahlen“, so Wallner.

Unis ringen um
Rektoren fordern Plus von 2,1 Mrd. für nächste
Am 1. Oktober startet zwar erst
das Studienjahr 2020/21. Im Fo-
kus von Universitätenkonferenz
(uniko) und Bildungs- bzw. Fi-
nanzministerium steht in diesen
Tagen aber bereits auch der Zeit-
raum von 2022 bis 2024. Bis En-
de Oktober muss nämlich das
Uni-Budget für diesen dreijähri-
gen Zeitraum feststehen. In der
laufenden Leistungsvereinba-
rungsperiode (2019 bis 2021)
sind es rund elf Mrd. Euro — die
uniko pocht auf ein Plus von 2,1
Mrd. Euro, das wären rund 19
Prozent.

Ausbau gefordert

Diese Forderung stand schon vor
der Corona-Pandemie im Raum.
Sie ergibt sich aus Teuerungs-
und Struktureffekten in Höhe
von 700 Mio. Euro, 550 Mio.
Euro für Bauten, Mieten und Inf-
rastruktur-Investitionen, 500
Mio. für die Fortsetzung der Stu-
dienplatzfinanzierung bzw. Ver-
besserung der Betreuungsrela-
tionen sowie 350 Mio. Euro für
den Ausbau der Stärkefelder
bzw. Digitalisierung.
Wirklich widersprochen habe
dieser „astronomischen Summe“
niemand, merkte uniko-Präsi-

dentin Sabine Seidler an. Ande-
rerseits: Wirklich zugesagt wur-
de sie auch nie.
Zum Vergleich: 2010 bis 2012
betrug das Budget noch 8,2 Mrd.
Euro. Anschließend gab es ein
Plus auf 9,1 Mrd. (elf Prozent)
für 2013 bis 2015 sowie einen
Zuwachs auf 9,7 Mrd. Euro (sie-
ben Prozent) für 2016 bis 2018.
Besonders hoch fiel das Plus mit
13 Prozent auf elf Mrd. für 2019
bis 2021 aus — damals wurde die
Ursprungsforderung der uniko
nach einem Anstieg um 1,5 Mrd.
Euro mit einem Zuwachs von
1,35 Mrd. fast erfüllt.
Gegen eine vollständige Reali-
sierung des Rektorenwunsches
nach einem „Wachstumsbudget“
spricht neben der durch die Co-
rona-Pandemie angespannten
Lage des Bundeshaushalts auch
die Entwicklung der Studenten-
zahlen: Seit 2017 sinken diese
nämlich — zwar nicht drama-
tisch und an allen Unis einheit-
lich, aber kontinuierlich. 2016
waren im Wintersemester noch
knapp 281.000 ordentliche Stu-
denten inskribiert, 2019 waren
es nur mehr 265.000. Auch die
Zahl der Studienanfänger (Win-
tersemester 2016: 48.000, Win-
tersemester 2019: 45.000) bzw.

Unterstützungspersonal
Administrative Hilfe in den Pflichtschulen
Im Juli hat die Regierung den
Pflichtschulen das lange einge-
forderte administrative Unter-
stützungspersonal versprochen,
bis zu 1000 Langzeitarbeitslose
und Wiedereinsteiger sollen in
einem bis 2022 laufenden Pro-
jekt Direktoren und Pädagogen
bei der Verwaltung entlasten.
Heute, Montag, haben laut Bil-
dungsministerium die ersten
neuen Sekretariatskräfte in Wien
ihre Arbeit begonnen, Kärnten
und Niederösterreich sollen die-
ser Tage folgen.
Alle Bundesländer haben einer

Sprecherin von Bildungsminister
Heinz Faßmann (ÖVP) zufolge
ihr Interesse an den administra-
tiven Unterstützungskräften be-
kundet. In Wien haben bisher
insgesamt 200 Schulen Bedarf
angemeldet, in Niederösterreich
75. In Kärnten sollen wiederum
mit 1. Oktober 38 neue Sekreta-
riatskräfte bereits ihren Job an-
treten, die Zahl soll noch weiter
aufgestockt werden.
Bei dem Programm müssen ein
Drittel der Kosten die Dienstge-
ber (Länder oder Gemeinden)
übernehmen.

Fotos: APA/Lisa Mathis, Gut
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Bundesschulsprecherin:
Fokus auf Medienkunde
„Pandemie darf nicht zu einer Infodemie werden“
Die neue Bundesschulspreche-
rin Alexandra Bosek will im
Schuljahr 2020/21 unter ande-
rem einen Schwerpunkt auf
das Thema Politische Bildung
und Medienkunde legen. Gera-
de in den vergangenen Mona-
ten habe man die Gefahren von
Social Media und Internet ge-
sehen. „Die Pandemie darf
nicht zu einer Infodemie für die
Schülerschaft werden“, so Bo-
sek gestern bei der Präsenta-
tion ihres Programmes.
Bosek wird die Interessen der
rund 1,1 Millionen Schüler im
laufenden Schuljahr vertreten.
Sie stammt wie ihre Vorgänger
der vergangenen 15 Jahre aus
der Schülerunion, die über eine
klare Mehrheit in der aus den
Landesschülervertretern be-
stehenden Bundesschülerver-
tretung (BSV) verfügt. Die
Schülerunion fordert schon
seit Jahren die Einführung
eines eigenen Fachs Politische
Bildung und Medienkunde, in
dem man auch maturieren kön-
nen soll.
Einerseits sollen Schüler so
in die Lage versetzt
werden, sich zu
Wahlzeiten eine
eigene kritische
Meinung zu bil-
den, so Bosek.
Zudem müssten
die Jugendli-
chen wichtige
und richtige In-
formationen
aus der tägli-
chen Medien-

flut herausfiltern können. „Ge-
rade auf Social Media kann
man seine Meinung von einem
Tag auf den anderen zu 100
Prozent ändern.“

Digitalisierung nötig

Ein weiteres wichtiges Vorha-
ben sieht Bosek in der Digitali-
sierung der Schule. Mit dem
kürzlich präsentierten Acht-
Punkte-Programm zu diesem
Thema habe das Bildungsmi-
nisterium in Sachen Software
und Hardware, etwa der Aus-
stattung der Schüler der fünf-
ten Schulstufe mit Endgeräten
ab 2021/22, bereits vorgelegt.
„Das muss dann aber auch im
Unterricht Eingang finden.“ Da-
zu müssten die Lehrkräfte
schon jetzt digital zu arbeiten
lernen, um nicht ins kalte Was-
ser geworfen zu werden — et-
wa indem verschiedene Ler-
napps im Unterricht verwendet
werden.
Auch in Sachen Zentralmatura
sehen Bosek und Schüler-

union-Obmann Anthony
Grünsteidl Nachbes-
serungsbedarf. Die
zuletzt für die heuri-
ge Matura gefun-
dene Lösung mit
der Einbeziehung
der Jahresnote
in die Matura-
note begrüßen
beide aus-
drücklich.
Foto: Schülerunion/

Radman

Finanzen ab 2022
Periode — Zuletzt sinkende Studentenzahlen
der von diesen begonnenen Stu-
dien ging zuletzt zurück (Win-
tersemester 2016: 69.000, Win-
tersemester 2019: 64.000).
Hier machten sich einerseits sin-
kende Maturantenzahlen auf-
grund der demografischen Ent-
wicklung, neue Zugangsbe-
schränkungen sowie die Konkur-
renz durch andere Hochschulty-
pen wie Fachhochschulen oder
Privatunis bemerkbar. Wie sich
die Studentenzahlen nun im ers-
tenWintersemester nach der Co-
rona-Pandemie entwickeln, ist
noch unklar: Einerseits sorgen
Krisenzeiten meist dafür, dass
etwa Maturanten statt am
Arbeitsmarkt verstärkt an den
Hochschulen landen bzw. Bache-
lor-Absolventen statt in den Job
eher ins Master-Studium wech-
seln — umgekehrt könnten aber
auch viele ausländische Studie-
rende heuer fernbleiben.
Die uniko argumentiert grund-
sätzlich, dass weniger Mittel für
die Verbesserung der Betreu-
ungsrelationen — ein explizites
Ziel für die laufende Periode —
trotzdem widersinnig wären: „Es
wäre ein Schildbürgerstreich,
wenn wir bis Ende 2021 neue
Leute einstellen und ab Anfang
2022 dann anfangen, wieder Per-

sonal abzubauen“, so Seidler zu-
letzt. Treffen würde dies nicht
die gerade eingestellten Profes-
soren, sondern den wissen-
schaftlichen Nachwuchs mit be-
fristeten Verträgen.

Blick über die Grenze

Abseits vom Auf und Ab in Ös-
terreich empfiehlt sich auch ein
Blick über die Grenzen nach
Deutschland und in die Schweiz.
Dort studieren laut einer Ver-
gleichsstudie des Forschungsrats
bezogen auf die Einwohnerzahl
deutlich weniger Personen an
einer Uni (Österreich: 33,1 pro
1000 Einwohner, Deutschland
21,5 und Schweiz 17,8) und um-
gekehrt mehr an Fachhochschu-
len. Dafür ist der öffentliche
Aufwand pro Uni-Student in die-
sen beiden Ländern auch deut-
lich höher als in Österreich. Die-
ser beträgt in der Schweiz umge-
rechnet rund 47.300 Euro, in
Deutschland 16.500 und in Ös-
terreich 11.900 Euro.
Das zeigt sich auch am Gesamt-
budget: Im Jahr 2018 betrug et-
wa das Uni-Budget in Österreich
3,83 Mrd. Euro, in der Schweiz
und in Bayern jeweils 7,4 Mrd.
Euro.

Auch für ÖH Hybridbetrieb
Semesterstart an der JKU zum Teil wieder vor Ort
Nach dem Schulstart wird in die-
sen Tagen auch die Johannes
Kepler Universität (JKU) ihre To-
re wieder öffnen. „Nachdem das
letzte Semester rein digital abge-
wickelt wurde, freuen wir uns,
dass der Lehrbetrieb jetzt teil-
weise wieder präsent aufgenom-
men wird“, berichtet Mario
Hofer, Vorsitzender der Hoch-
schülerschaft an der JKU (ÖH
JKU). Mehr als 3000 Erstsemest-
rige werden heuer ihr Studium
an der Kepler Uni aufnehmen.
„Corona macht den Semester-
start zu einer großen Herausfor-
derung. Wir haben aber vorge-
sorgt und werden die JKU dabei

unterstützen, unter Hygiene-
maßnahmen einen Corona-kon-
formen Semesterstart abzu-
wickeln“, so Hofer. Im Fokus ste-
hen aber auch die Anliegen der
übrigen JKU-Studierenden. Man
habe sich intensiv in die Planun-
gen des Wintersemesters einge-
bracht. Das Semester wird in
einer Hybridform abgehalten.
Lehrveranstaltungen werden so-
wohl präsent als auch digital ab-
gehalten. Dazu wurden auch die
Hörsäle der Uni technisch aufge-
rüstet. „Im Fall der Schließung
muss die JKU aber gerüstet sein,
wieder lückenlos den Digitalbe-
trieb aufzunehmen“, so Hofer.
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